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Beschwerdeformular
Zu diesem Beschwerdeformular	
Dieses Beschwerdeformular ist ein rechtliches Dokument, das Auswirkungen auf ihre Rechte und Pflichten hat. Bitte folgen Sie der Anleitung im „Merkblatt zum Ausfüllen des Beschwerdeformulars”. Füllen Sie alle Felder aus, die sich auf Ihren Fall beziehen, und legen Sie sämtliche relevanten Unterlagen in Kopie vor.
Achtung: Wenn Ihre Beschwerde unvollständig ist, wird sie nicht angenommen (siehe Artikel 47 der Verfahrensordnung des Gerichtshofs). Beachten Sie bitte insbesondere Artikel 47 Absatz 2 (a), der vorsieht, dass eine kurz gehaltene Darlegung des Sachverhalts, der geltend gemachten Verletzungen und der Einhaltung der Zulässigkeitsvoraussetzungen in den dafür vorgesehenen Abschnitten des Beschwerdeformulars selbst angegeben werden MUSS. Das ausgefüllte Beschwerdeformular muss den Gerichtshof in die Lage versetzen, die Art und den Umfang der Beschwerde ohne Rückgriff auf andere Dokumente zu bestimmen.
Bitte beachten Sie, dass das Beschwerdeformular nur mit Acrobat Reader 9 oder höher (Download unter www.adobe.com) korrekt dargestellt wird.  Bitte speichern Sie eine Kopie des Formulars lokal auf Ihrer Festplatte ab, bevor Sie es mit Adobe Reader ausfüllen. Danach drucken Sie das Formular aus und schicken es per Post an den Gerichtshof.
Strichcode-Aufkleber
Falls Sie bereits Strichcode-Aufkleber vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte erhalten haben, kleben Sie bitte einen davon in dieses Feld.
Betreff Nr.
Wenn Ihnen zu dieser Beschwerde bereits eine Nummer vom Gerichtshof mitgeteilt wurde, geben Sie diese bitte hier an.
A. Der Beschwerdeführer
A. The applicant
A.1. Einzelperson
A.1. The applicant individual
Dieser Teil richtet sich ausschließlich an natürliche Personen. Wenn der Beschwerdeführer eine Organisation ist, füllen Sie nur Abschnitt A.2 aus.
1. Familienname
2. Vorname(n)
5. Staatsangehörigkeit
6. Anschrift
7. Telefon (mit internationaler Vorwahl)
8. E-mail (falls vorhanden)
T
M 
M 
J 
J
J 
J 
T 
z. B. 31/12/1960 
3. Geburtsdatum
9. Geschlecht
männlich 
weiblich 
4. Geburtsort
A.2. Organisation
A.2. The applicant organisation
Dieser Teil ist nur dann auszufüllen, wenn der Beschwerdeführer eine Firma, Nichtregierungsorganisation, Vereinigung oder sonstige juristische Person ist. In diesem Fall füllen Sie auch Abschnitt D.1 aus.
10. Bezeichnung
11. Identifikationsnummer (falls vorhanden)
14. Eingetragene Anschrift
15. Telefon (mit internationaler Vorwahl)
16. E-mail
T 
T
M 
M 
J 
J 
J 
J 
12. Tag der Registrierung oder Eintragung (falls vorhanden)
z. B. 27/09/2012 
13. Zweck/Aktivität
B. Staat(en), gegen den/die sich die Beschwerde richtet
B. State(s) against which the application is directed
17. Kreuzen Sie den/die Namen des Staates/der Staaten an, gegen den/die sich die Beschwerde richtet.
ALB - Albanien         
AND - Andorra 
ARM - Armenien
AUT - Österreich
AZE - Aserbaidschan
BEL - Belgien
BGR - Bulgarien
BIH - Bosnien und Herzegowina
CHE - Schweiz
CYP - Zypern
CZE - Tschechische Republik
DEU - Deutschland
DNK - Dänemark
ESP - Spanien
EST - Estland
FIN - Finnland
FRA - Frankreich
GBR - Vereinigtes Königreich
GEO - Georgien
GRC - Griechenland
HRV - Kroatien
HUN - Ungarn
IRL - Irland
ISL - Island
ITA - Italien
LIE - Liechtenstein
LTU - Litauen 
LUX - Luxemburg
LVA - Lettland
MCO - Monaco
MDA - Republik Moldau
MKD - „Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien”
MLT - Malta
MNE - Montenegro
NLD - Niederlande
NOR - Norwegen
POL - Polen
PRT - Portugal
ROU - Rumänien
RUS - Russische Föderation
SMR - San Marino
SRB - Serbien
SVK - Slowakische Republik 
SVN - Slowenien
SWE - Schweden
TUR - Türkei 
UKR - Ukraine
C. Bevollmächtigter des Beschwerdeführers (Einzelperson)
C. Representative of the individual applicant
Als Einzelperson müssen Sie sich im jetzigen Verfahrensstadium nicht vertreten lassen. Wenn Sie sich nicht vertreten lassen, gehen Sie zu Abschnitt E. Wird die Beschwerde für eine Einzelperson von einem nichtanwaltlichen Vertreter erhoben (z. B. Verwandter, Freund oder Betreuer), muss der Vertreter Abschnitt C.1 ausfüllen; wird die Beschwerde von einem Rechtsanwalt erhoben, muss dieser Abschnitt C.2 ausfüllen. In beiden Fällen ist Abschnitt C.3 auszufüllen.
C.1. Nicht rechtsanwaltlicher Vertreter
C.2. Non-lawyer
18. Eigenschaft/Beziehung/Funktion
19. Familienname
20. Vorname(n)
21. Staatsangehörigkeit
22. Anschrift
23. Telefon (mit internationaler Vorwahl)
24. Fax
25. E-mail
C.2. Rechtsanwalt
C.2. Lawyer
26. Familienname
27. Vorname(n)
28. Staatsangehörigkeit
29. Anschrift
30. Telefon (mit internationaler Vorwahl)
31. Fax
32. E-mail
C.3. Vollmacht
C.3. Authority
Der Beschwerdeführer muss seinen Vertreter durch seine Unterschrift im ersten der beiden nachfolgenden Felder ermächtigen, in seinem Namen zu handeln; der Bevollmächtigte muss mit seiner Unterschrift im zweiten Feld bestätigen, dass er die Vertretung übernimmt.
Hiermit bevollmächtige ich die oben genannte Person, mich in der nach Artikel 34 der Menschenrechtskonvention erhobenen Beschwerde im Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu vertreten.
33. Unterschrift des Beschwerdeführers
34. Datum
T 
T
M 
M 
J 
J
J
J 
z. B. 27/09/2015 
Hiermit stimme ich zu, den Beschwerdeführer in der nach Artikel 34 der Menschenrechtskonvention erhobenen Beschwerde im Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu vertreten.
35. Unterschrift des Bevollmächtigten
36. Datum
T
T
M 
M 
J
J 
J
J 
z. B. 27/09/2015
D. Bevollmächtigter des Beschwerdeführers (Organisation)
D. Representative(s) fo the applicant organisation
Eine Organisation, die als Beschwerdeführer auftritt, muss vor dem Gerichtshof durch eine natürliche Person vertreten werden, die bevollmächtigt ist, in ihrem Namen zu handeln (z. B. ein Geschäftsführer oder ein vertretungsbefugter Repräsentant). Die Angaben zu diesem Vertreter müssen in Abschnitt D.1 gemacht werden. Beauftragt dieser Vertreter einen Rechtsanwalt mit der Vertretung der Organisation, sind sowohl Abschnitt D.2 als auch Abschnitt D.3 auszufüllen.
D.1. Vertreter der Organisation
D.1. Organisation official
37. Eigenschaft/Beziehung/Funktion (bitte Nachweis vorlegen)
38. Familienname
39. Vorname(n)
40. Staatsangehörigkeit
41. Anschrift
42. Telefon (mit internationaler Vorwahl)
43. Fax
44. E-mail
D.2. Rechtsanwalt
D.2. Lawyer
45. Familienname
46. Vorname(n)
47. Staatsangehörigkeit
48. Anschrift
49. Telefon (mit internationaler Vorwahl)
50. Fax
51. E-mail
D.3. Vollmacht
D.3. Authority
Der Vertreter der Organisation muss den sie vertretenden Rechtsanwalt durch seine Unterschrift im ersten der beiden nachfolgenden Felder ermächtigen, in seinem Namen zu handeln; der Rechtsanwalt muss mit seiner Unterschrift im zweiten Feld bestätigen, dass er die Vertretung übernimmt.
Hiermit bevollmächtige ich die in Abschnitt D.2 genannte Person, die Organisation in der nach Artikel 34 der Menschenrechtskonvention erhobenen Beschwerde im Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu vertreten.
52. Unterschrift des Vertreters der Organisation
53. Datum
T
T
M 
M 
J 
J
J
J 
z. B.  27/09/2015 
Hiermit stimme ich zu, die Organisation in der nach Artikel 34 der Menschenrechtskonvention erhobenen Beschwerde im Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu vertreten.
54. Unterschrift des Rechtsanwalts
55. Datum
T
T 
M 
M 
J 
J
J
J
z. B.  27/09/2015
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Beschwerdegegenstand
Subject matter of the application
Sämtliche Angaben zum Sachverhalt, zu den Beschwerdepunkten und zur Frage der Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs sowie der Einhaltung der Sechs-Monats-Frist nach Artikel 35 Absatz 1 der Konvention müssen in diesem Teil des Beschwerdeformulars dargelegt werden (Abschnitt E, F und G). Es ist nicht möglich, diese Abschnitte leer zu lassen oder lediglich auf beigefügte Blätter zu verweisen. Siehe dazu Artikel 47 Absatz 2 der Verfahrensordnung und die Praktische Anordnung zur Einleitung des Verfahrens (nur in Englisch und Französisch verfügbar) sowie das „Merkblatt zum Ausfüllen des Beschwerdeformulars”.
E. Darlegung des Sachverhalts 
E. Statement of the facts
 56.
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Darlegung des Sachverhalts (Fortsetzung)
Statement of the facts (continued)
 57.
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Darlegung des Sachverhalts (Fortsetzung)
 58.
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F. Angabe der geltend gemachten Verletzung(en) der Konvention und/oder Protokolle und Begründung der Beschwerde
f. Statement of alleged violation(s) of the Convention and/or Protocols and relevant arguments
 59. Geltend gemachter Artikel
Erläuterung
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Angabe der geltend gemachten Verletzung(en) der Konvention und/oder Protokolle und Begründung der Beschwerde (Fortsetzung)
f. Statement of alleged violation(s) of the Convention and/or Protocols and relevant arguments (continuted)
 60. Geltend gemachter Artikel
Erläuterung
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G. Einhaltung der Zulässigkeitsvoraussetzungen gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Konvention
G. Compliance with admisibility criteria laid down in Article 35 § 1 of the Convention
Bestätigen Sie für jeden Beschwerdepunkt, dass Sie die im betroffenen Land verfügbaren Rechtsbehelfe einschließlich aller Rechtsmittel eingelegt haben, und geben Sie zum Nachweis der Einhaltung der Sechs-Monats-Frist auch das Datum an, an dem die letzte innerstaatliche Entscheidung erging und Ihnen zugestellt wurde.
61. Beschwerdepunkt
Angabe der eingelegten Rechtsmittel und Datum der letzten Entscheidung
62. Gibt es oder gab es einen Rechtsbehelf, der nicht eingelegt wurde?
62. Is or was there an appeal or remedy available to you which you have not used?
Ja
Nein
63. Wenn ja, welcher Rechtsbehelf wurde nicht eingelegt? Warum?
H. Angaben zu anderen internationalen Instanzen (sofern angerufen)
H. Information concerning other international proceedings (if any)
64. Haben Sie einen dieser Beschwerdepunkte einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Schlichtungsorgan vorgelegt?
64. Have you raised any of these complaints in another procedure of international investigation or settlement?
Ja
Nein
65. Wenn ja, fassen Sie das Verfahren kurz und präzise zusammen (vorgetragene Beschwerdepunkte, Name der internationalen Instanz und Datum und Art der ergangenen Entscheidungen).
66. Haben Sie (der Beschwerdeführer) derzeit oder hatten Sie in der Vergangenheit andere Beschwerden vor dem Gerichtshof anhängig?
66. Do you (the applicant) currently have, or have you previously had, any other applications before  the Court?
Ja
Nein
67. Wenn ja, geben Sie im nachfolgenden Feld bitte die Beschwerdenummer(n) an.
.\images\Lines_v_2\34_Lines_40.png
.\images\Lines_v_2\34_Lines_42.png
.\images\Lines_v_2\34_Lines_44.png
I. Liste der beigefügten Unterlagen
I. List of accompanying documents
Sie sollten vollständige und lesbare Kopien sämtlicher Unterlagen beifügen. Unterlagen werden nicht an Sie zurückgeschickt. Es liegt daher in Ihrem eigenen Interesse, Kopien und keine Originale einzureichen. Sie MÜSSEN:
- Unterlagen nach Datum und Art des Verfahrens sortieren; - alle Seiten fortlaufend nummerieren; und - Unterlagen NICHT heften, klammern oder kleben. 
68. Bitte führen Sie hier Ihre Unterlagen in chronologischer Reihenfolge mit knapper und präziser Beschreibung auf. Geben Sie für jedes Dokument die Seitennummer an, auf der es sich befindet.
1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 14. 15. 16. 17. 18. 19. 20. 21. 22. 23. 24. 25.
S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S. S.  S. S.
Sonstige Anmerkungen
Any other comments
Haben Sie weitere Anmerkungen zu Ihrer Beschwerde?
69. Anmerkungen
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Erklärung und Unterschrift
Declaration and signature
Ich erkläre nach bestem Wissen und Gewissen, dass die von mir im vorliegenden Beschwerdeformular gemachten Angaben richtig sind.
70. Datum
T 
M 
M 
J 
J
J
J 
T 
z. B. 27/09/2015
Der/die Beschwerdeführer oder der/die Bevollmächtigte(n) müssen in diesem Feld unterschreiben.
71. Unterschrift(en)           Beschwerdeführer            Bevollmächtigte(r)	– bitte Zutreffendes ankreuzen
Bestätigung der Kontaktperson
Confirmation of correspondent
Bei mehreren Beschwerdeführern oder Bevollmächtigten geben Sie bitte Name und Anschrift derjenigen Person an, mit der der Schriftwechsel des Gerichtshofs erfolgen soll. Wenn der Beschwerdeführer vertreten wird, erfolgt der Schriftwechsel des Gerichtshofs nur mit diesem Vertreter (Rechtsanwalt oder nicht anwaltlicher Vertreter).
72. Name und Anschrift              des Beschwerdeführers            des Bevollmächtigten – bitte Zutreffendes ankreuzen
.\images\Lines_v_2\34_Lines_46+49.png
Unterschreiben Sie das vollständig ausgefüllte Beschwerdeformular und senden Sie es an:
The Registrar
European Court of Human Rights
Council of Europe
67075 STRASBOURG CEDEX
FRANCE 
M
No
No_2
Yes_3
48 Applicant
GER - 2016/1||Bergstedt|Jörg|1964-07-02|Bleckede|deutsch|Ludwigstr. 11
D-35447 Reiskirchen|+49 6401 903283|joerg@projektwerkstatt.de|M|||||||2048.00000000|||||||||||||||||||||||||||||
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	Version: GER - 2016/1
	Reference number: 
	1. Applicant surname: Bergstedt
	2. Applicant first name(s): Jörg
	3. Applicant date of birth: 02071964
	4. Applicant place of birth: Bleckede
	5. Applicant nationality: deutsch
	6. Applicant address: Ludwigstr. 11
D-35447 Reiskirchen
	7. Applicant telephone (including international dialling code: +49 6401 903283
	8. Applicant Email (if any): joerg@projektwerkstatt.de
	66. No: 
	10. Organisation name: 
	11. Organisation identification number (if any): 
	12. Organisation date of registration (if any): 
	13. Organisation activity: 
	14. Organisation registered address: 
	15. Organisation telephone (including international dialling code): 
	16. Organisation Email: 
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	Slovenia: Off
	Sweden: Off
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	18. Non Lawyer Capacity / relationship / function: 
	19. Non-lawyer surname: 
	20. Non-lawyer first name(s): 
	21. Non-lawyer nationality: 
	22. Non-lawyer address: 
	23. Non-lawyer telephone (including international dialling code): 
	24. Non-lawyer fax: 
	25. Non-lawyer Email: 
	26. Lawyer surname: 
	27. Lawyer first name(s): 
	28. Lawyer nationality: 
	29. Lawyer address: 
	30. Lawyer telephone (including international dialling code): 
	31. Lawyer fax: 
	32. Lawyer Email: 
	34. Dates signed by applicant : 
	36. Date signed by representative: 
	37. Organisation Official Capacity / relationship / function: 
	38. Organisation Official surname: 
	39. Organisation Official first name(s: 
	40. Organisation Official nationality: 
	41. Organisation Official address: 
	42. Organisation Official telephone (including international dialling code): 
	43. Organisation Official fax: 
	44. Organisation Official Email: 
	45. Organisation Official surname: 
	46. Organisation Official first name(s): 
	47. Organisation Official nationality: 
	48. Organisation Official address: 
	49. Organisation Official telephone (including international dialling code): 
	50. Organisation Official fax: 
	51. Organisation Official Email: 
	55. Date signed by organisation lawyer: 
	56. Statement of the facts: Diese Beschwerde richtet sich gegen meinen Ausschluss als Verteidiger in einem Strafverfahren. Ich wurde, zusammen mit allen anderen Verteidiger*innen, nach dem zweiten Verhandlungstag in einem Verfahren am Amtsgericht Erkelenz durch Rücknahme der Zulassung als Verteidiger nach § 138,2 StPO ausgeschlossen. Die Angeklagten sind damit unverteidigt. 
Ich mache mit dieser Beschwerde einen Verstoß gegen geltendes Recht der Bundesrepublik Deutschland und der Artikel 6 und 10 der EMRK geltend. Denn die in meiner Ausschließung angeführten Gründe beziehen sich ausschließlich auf von mir außerhalb des Gerichtes in meiner sonstigen Tätigkeit als Journalist geäußerten Kritiken an der Justiz. Hingegen wurden alle Hinweise auf mein korrektes Verhalten im gesamten Prozessverlauf nicht beachtet (Verstoß gegen rechtliches Gehör und Willkür). Sämtliche Stellungnahmen von an der Verhandlung beteiligten Personen sprachen sich nämlich gegen die Ausschließung aus - und begründeten das mit eben meinem Verhalten während der Verhandlung und zwischen diesen.

Meine Zulassung als Verteidiger erfolgte nach StPO § 138. Die entsprechende Passage lautet:
"(1) Zu Verteidigern können Rechtsanwälte sowie die Rechtslehrer an deutschen Hochschulen im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt gewählt werden.
(2) Andere Personen können nur mit Genehmigung des Gerichts gewählt werden. Gehört die gewählte Person im Fall der notwendigen Verteidigung nicht zu den Personen, die zu Verteidigern bestellt werden dürfen, kann sie zudem nur in Gemeinschaft mit einer solchen als Wahlverteidiger zugelassen werden."
Dass es sich bei dieser Kann-Formulierung nicht um einen Ausnahmetatbestand handeln darf, haben etliche Gerichte bestätigt und wird auch in Kommentaren einhellig so festgestellt. Aus Meyer-Goßner zu § 138, Rdnr. 13: "Die Genehmigung darf nicht auf besondere Ausnahmefälle beschränkt werden." Deutlicher noch im Karlsruher Kommentar  StPO zu § 138, Rdnr. 8 bis 9 und 11: "Hat der Beschuldigte zu dem als Verteidiger in Frage kommenden Gewählten besonderes Vertrauen, so braucht nicht zusätzlich dargelegt zu sein, daß ein besonderes Interesse besteht, gerade durch den Gewählten verteidigt zu werden (Lüderssen LR RdNr. 26; BayObLG MDR 1978, 862; aA OLG Oldenburg NJW 1958,33). Ist in diesen Fällen die Sachkunde des Gewählten für den konkreten Verteidigungsfall nicht zweifelhaft, und ist davon auszugehen, daß er die Pflichten eines Verteidigers beachten wird, so wäre die Versagung der Genehmigung ermessensfehlerhaft."
Das Bundesverfassungsgericht hat dem Recht auf Tätigkeit als Verteidiger nach § 138,2 StPO sogar Verfassungsrang zugebilligt. In den Entscheidungen 2 BvR 951/04 und 2 BvR 1087/04 vom 16.02.2006 heißt es in Bezug auf einen ähnlichen Fall: "Die von dem Beschwerdeführer geleistete altruistische, also die im Rahmen seines gesellschaftlichen Engagements gegebene Rechtsberatung, fällt in den Schutzbereich des Art. 2 Abs. 1 GG, der Betätigungen jedweder Art umfasst, ohne dass diese einen besonders prägenden Bezug zur Entfaltung der IndividuaIpersönlichkeit aufweisen müssen."
Meine Genehmigung als als Verteidiger ergibt sich aus Seite 2 des Protokoll vom 16.11.2016 (Anlage 3): "Herr Jörg Bergstedt wird als Verteidiger des Angeklagten Hielscher gem. § 138 Abs. 2 StPO zugelassen."

Mein völlig korrektes Verhalten im gesamten Verfahrensverlauf wurde von den Gerichten, die die Ausschließung bewirkt bzw. bestätigt haben, nicht beachtet. Damit wurde auch rechtliches Gehör verletzt, weil sowohl ich als auch die anderen Betroffenen (Angeklagte, andere Verteidiger*innen) und auch der das Verfahren, aus dem ich ausgeschlossen wurde, leitende Amtsrichter in ihren Stellungnahmen darauf hingewiesen hatten, dass sich keine Gründe für eine Ausschließung aus dem Prozessverlauf und -geschehen selbst ergeben.
Weder die antragstellende Staatsanwaltschaft noch das ausschließende Landgericht haben Gründe aufgeführt, die im Verfahren selbst lagen. Dieses war auch nicht möglich, da dort keine Vorkommnisse zu verzeichnen waren, die eine Ausschließung begründen würden. Das Protokoll weist keinerlei Vorgänge auf, die an meiner Sachlichkeit Zweifel erzeugen könnten. Von besonderer Bedeutung ist, dass die Stellungnahme des Richters, der das Verfahren leitete, ebenfalls eindeutig klarstellt, dass es keinerlei Gründe für eine Ausschließung gäbe. Diese Stellungnahme ist von den Gerichten, die die Ausschließung beschlossen, nicht berücksichtigt worden. Einzig ausgewählte, von der freien Meinungsäußerung gedeckten Formulierungen aus meiner journalistischen Tätigkeit außerhalb des Gerichtssaales wurden als Gründe der Ausschließung verwendet, obwohl vom Amtsrichter selbst, der - anders als die antragsstellende Vertreterin der Anklagebehörde und das Landgericht - immerhin Zeuge des Verfahrensverlaufs war, deutlich beschrieben wurde, dass ich (wie die anderen Verteidiger*innen auch) in keiner Weise unsachlich auftrat.
	57. Statement of the facts: Die Ausschließung ist daher willkürlich. Da sie mit kritischen Veröffentlichungen von mir im Rahmen meiner von der Meinungsfreiheit und Pressefreiheit gedeckten Tätigkeiten außerhalb des Gerichtssaales begründet wurden, stellen die Beschlüsse einen Verstoß gegen Artikel 10 der EMRK dar. Es ist erforderlich, diese Rechtsprechung als Verstoß gegen die EMRK festzustellen, damit Verteidiger*innen, die ja gerade in Strafverfahren ohnehin in einem Interessengegensatz mit Institutionen des Staates (Anklagebehörde) stehen, nicht zusätzlich mit Hilfe von Verweisen auf ihre außerhalb der Verteidigertätigkeit vollzogenen Aktivitäten eingeschüchtert werden. Der Beschluss des Landgerichts und die anschließende Weigerung, selbst auf die Beschwerde zum rechtlichen Gehör hin den Ablaufbeschreibungen des Gerichtsprozesses Beachtung zu schenken, stellte eine einseitige Bevorteilung der Anklagebehörde dar, in dem unerwünschte Verteidiger*innen aus dem Weg geräumt wurden. Der tatsächliche Prozessverlauf deutet auch an, dass dieses auch der eigentliche Zweck seitens der Staatsanwaltschaft war. Denn am Ende des ersten Verhandlungstages hatte die damals anwesende (andere) Vertreterin der Staatsanwaltschaft noch angekündigt, eine Änderung des Anklagevorwurfs zu prüfen. Sie erkannte damit an, dass die bisherige Anklage nicht haltbar war. Am zweiten Verhandlungstag erschien dann eine andere Vertreterin der Staatsanwaltschaft und stellte sofort den Antrag, alle Verteidiger*innen auszuschließen. Es ist daher offensichtlich, dass es der Staatsanwaltschaft darum ging, die Verteidigungssituation der drei Angeklagten zu schwächen, um mit ihrer Anklage, deren Schwäche sie selbst erkannte, dennoch durchzukommen.

Zu den Beschlüssen
Das Amtsgericht Erkelenz in Person des bei der Verhandlung anwesenden Richters hat den Antrag auf Rücknahme der Verteidigerzulassung abgelehnt (Anlage 2). Das Landgericht Mönchengladbach hat danach auf Beschwerde der Staatsanwaltschaft mit dem seinem Beschluss (Anlage 1) gleich drei (d.h. alle) Verteidiger*innen aus einem laufenden Verfahren geworfen. Das geschah nach zwei abgeschlossenen Verhandlungstagen. Es hat dafür keine Begründung aus der Verhandlung selbst angeführt und auch die Stellungnahme des die Verhandlung leitenden Richters nicht beachtet. Stattdessen hat das Landgericht Meinungsäußerungen, deren Autorenschaft zwei der drei Verteidiger*innen lediglich unterstellt wird, als Grund für den Ausschluss derer Verteidigungstätigkeit angeführt. Diese Meinungsäußerungen liegen außerhalb der Gerichtsverhandlung und weisen auch keinen direkten Bezug zu der Verhandlung auf, weil sie alle deutlich älteren Datums sind. Zudem behandeln sie ausnahmslos nur allgemeine Fragen der Strafjustiz. Der dritte Verteidiger wurde sogar ohne jegliche Angabe konkreter Gründe ausgeschlossen allein aus dem Grunde, dass er mit den anderen beiden ausgeschlossenen Verteidiger*innen zusammen in einem Prozess verteidigen würde. Insbesondere diese dritte Ausschließung zeigt, dass es der Staatsanwaltschaft und nachfolgend dem Landgericht auch tatsächlich um die Schwächung der Verteidigung und die Verwehrung des Rechts auf Verteidiger*innen der eigenen Wahl ging.
Das Landgericht legt mit seinem Beschluss fest, dass Verteidiger*innen von Strafverfahren auszuschließen sind, wenn sie außerhalb der Gerichtsverhandlung eine kritische Einstellung zur Praxis von Strafverfahren haben. Die Anforderungen werden im hier angegriffenen Beschluss so hoch gehängt, dass Strafverteidiger*innen quasi verboten wäre, sich überhaupt kritisch zu äußern. Das Landgericht hat allein aus dem außergerichtlichen Verhalten auf das Verhalten in der Verhandlung geschlossen. Es liefert dafür keinerlei Gründe. Stattdessen übersieht es die Stellungnahme des Richters in der Verhandlung, der allen drei Verteidiger*innen in einer Stellungnahme rechtlich einwandfreies Verhalten bescheinigt hat (Anlage 2). 
Auszug: „Angesichts der im Termin vom 16.11.2016 - zwecks Antragsbegründung - vorgelegten Unterlagen sowie dem bisherigen Auftreten der drei Verteidiger kann aus Sicht des Gerichts kein Zweifel daran bestehen, dass die drei gewählten Personen - jedenfalls - in Verfahren wie dem vorliegenden als genügend sachkundig anzusehen sind. Hieran vermag dann auch der Umstand, dass die von ihnen vorgenommene Verteidigung ggf. als fordernd angesehen werden könnte, nichts zu ändern, bewegt sich doch ein solches – im Übrigen auch von Rechtsanwälten zuweilen an den Tag gelegtes - Verteidigungsverhalten doch im Rahmen des rechtlich Zulässigen. Da auch sonst nicht ersichtlich ist, dass die drei gewählten Verteidiger den für einen anwaltlichen Verteidiger geltenden Verhaltensregeln nicht entsprechen werden, muss dann aber das Verteidigungsinteresse der Angeklagten überwiegen.“
Die Gehörsrüge bezog sich auf die Nichtbeachtung gerade dieser Stellungnahme, aber auch der Ausführungen von Angeklagten und Verteidiger*innen. 
Die Ausschließung wegen früherer kritischer Äußerungen schränkt mich in meiner Handlungsfreiheit ein. Es ist daher auch für meine Person nicht nur ein Verstoß gegen Art. 10 der EMRK (der ist offensichtlich), sondern auch gegen Art. 6 EMRK, denn ich wäre auf Dauer davon ausgeschlossen, als Strafverteidiger handeln zu können. Primär würde das zwar die jeweils Beschuldigten treffen, die mich gerne als Verteidiger beantragen würden. Es wäre aber auch eine Einschränkung meiner Möglichkeiten, in Gerichtsverfahren mitzuwirken und auf die Einhaltung rechtlicher Standards in Strafverfahren zu achten.

Von weiteren Beteiligten wird im gleichen Fall eine Beschwerde wegen Verstoß gegen die Artikel 6 der EMRK eingereicht. Einer Zusammenfassung zu einer gemeinsamen Klage würde ich zustimmen.
	58. Statement of the facts: Die Bezeichnung meiner vom Landgericht zitierten Äußerungen als diffamierend ist zudem falsch. Vielmehr haben sie ausnahmslos einen Tatsachenhintergrund, sind also belegt oder stellen Bewertungen von Rechercheergebnissen dar, wie es für Sachbücher und Presseartikel üblich ist. Es ist folgerichtig nie wegen irgendeiner der Äußerungen ein Strafverfahren gegen mich eingeleitet oder auch nur eine Gegendarstellung eingereicht worden. Im Gegenteil sind mehrere von mir aufgedeckte und öffentlich dargestellte Rechtsverstöße inzwischen von Oberlandesgerichten oder dem Verfassungsgericht selbst als rechtswidrig bezeichnet worden, teilweise mit sehr deutlichen Formulierungen.
Meine Veröffentlichungen und öffentlichen Äußerungen sind stets sachbezogen und daher von der Meinungsfreiheit gedeckt.
Im Genaueren finden sich zu mir als Verteidiger im Beschluss des Landgerichts vom 10. April 2017 zwei Zitate aus dem Internet. Daraus schlussfolgert das Landgericht: „Mit Blick auf die durch Herrn Bergstedt den Justizbehörden entgegengebrachte Abneigung ist zu befürchten, dass durch diese Haltung der geordnete Ablauf der Hauptverhandlung erheblich gestört werden wird.“ Die Passage im Landgerichtsbeschluss ist rein spekulativ und widerspricht der Beschreibung des realen Verhaltens in der Verhandlung, wie sie durch Amtsrichter Floeth dem Landgericht vorgelegt wurde. Angesichts dessen, dass der reale Verlauf der Verhandlung die spekulative Überlegung zum Zeitpunkt des Beschlusses bereits widerlegt war und das dem Landgericht auch von allen Beteiligten an der Verhandlung mitgeteilt wurde, ist die Bemerkung tendenziös und hat mit sachlicher Abwägung nichts zu tun. Der Rückschluss von den Internetzitaten auf das konkrete Verhalten in der Verhandlung wird angesichts der klaren Stellungnahme des Amtsrichters Floeth wie ein hilfloser Versuch, den Mangel an tatsächlichen Gründen durch willkürliche Aneinanderreihung irgendwelcher Zitate, deren Autorenschaft nicht einmal geklärt ist, zu ersetzen. Dem Landgericht lagen die Informationen über das reale Verhalten der Verteidiger*innen bereits vor. Es beachtete diese aber nicht, sondern spekulierte über mögliches Verhalten, ohne dafür Anhaltspunkte zu haben.
Zudem bewegen sich die zitierten Passagen nicht nur innerhalb der Grenzen der Meinungsfreiheit, sondern sind im Gegenteil geradezu harmlos. Das Landgericht schreibt zu mir als Verteidiger: „Die Ausführungen auf den Internetseiten www.laienverteidigung.tk und www.projektwerkstatt.de, auf die Herr Bergstedt, wie der Kammer bekannt ist, in einem anderen Verfahren selbst hingewiesen hat, verletzen das Sachlichkeitsgebot in eklatanter Weise. So finden sich auf beiden Internetseiten unter dem Punkt „Was ist Laienverteidigung?“ u.a. folgende Ausführungen: „Sich nie erwischen zu lassen und keine Spuren zu hinterlassen, hilft nur beschränkt, denn erstens reduziert es die mögliche Aktionswirkung und zweitens braucht der staatliche Verfolgungsapparat die konkreten Handlungen nicht, um Menschen zu schikanieren. Viele Aktivistlnnen sehen sich mit frei erfundenen und/oder äußert platten Vorwürfen überzogen - von Widerstand gegen die Staatsgewalt über Beleidigung bis Hausfriedensbruch. Das lässt sich schnell ausdenken.“ (Internetaufruf am 10.04.2017)“
Wo das Landgericht in diesen Formulierungen eine diffamierende oder gar beleidigungsnahe Formulierung entdecken will, bleibt schleierhaft. Das Zitat stammt von einer Seite mit Tipps für Menschen, die sich in Strafverfahren selbst verteidigen oder gegenseitig unterstützen. Solche Internetseiten und Hilfsangebote sind selten, weil in der Regel das Interesse besteht, professionelle Verteidiger*innen zu vermitteln. Auch die weiteren Zitate stammen von solchen Seiten. Die aufgeführten Kritiken stammen ausnahmslos aus eigenen Erfahrungen und Sekundärliteratur. Ich bin mehrfacher Autor, ständiger Referent und Ausbilder zu Justizthemen. In meinem Buch „Tatort Gutfleischstraße. Die fiesen Tricks von Polizei und Justiz“ habe ich etliche Fälle minutiös belegt und dargestellt. Schon von daher sind die Ausführungen des Landgerichts nicht haltbar, denn die Zitate, die hier als Beleg für eine justizkritische Einstellung eines auszuschließenden Verteidigers angeführt werden, basieren auf sachlichen Auseinandersetzungen. Der Beschluss des Landgerichts Mönchengladbach zeigt daher, dass nicht die Form der Kritik, sondern die Kritik als solches als Grund angeführt wurde, um mich als Verteidiger ablehnen zu können und damit die Chancen einer Verurteilung zu erhöhen. Nach dieser Logik soll Strafverteidiger*innen fortan keine kritische Position zu Strafverfahren beziehen dürfen - selbst wenn diese aus ihrer eigenen Tätigkeit gewonnen würden.
Die vom Landgericht aufgeführten Zitate erfolgten – soweit sie überhaupt als substantiiert bezeichnet werden können – ausschließlich in außergerichtlichen Vorgängen. Es ist nicht zulässig, diese als Grundlage für die Frage einer Geeignetheit eines Strafverteidigers zu verwenden. Die BRAO, an deren Festlegungen sich auch die Genehmigung nach § 138,2 StPO zu orientieren ht, legt z.B. im § 43a fest: "Der Rechtsanwalt darf sich BEI SEINER BERUFSAUSÜBUNG nicht unsachlich verhalten." (Großschreibung durch mich).
Die Berufsausübung findet selbstverständlich primär im Gerichtssaal statt, darüber hinaus in Schriftwechseln mit dem Gericht und anderen, damit direkt zusammenhängenden Handlungen. Die analoge Übertragung auf Verteidiger*innen nach § 138, Abs. 2, die die Verteidigungstätigkeit nicht berufsmäßig ausführen, bedeutet, dass auch bei diesen nur das zählt, was mit der konkreten Verteidigungstätigkeit im konkreten Fall zusammenhängt. Strittig könnte sein, ob auch Verteidigungstätigkeiten in anderen Fällen (so sie vorliegen) hinzugezogen werden könnten. Das Landgericht hat solches aber gar nicht getan oder behauptet. Es hat vielmehr ausschließlich Zitate aus Tätigkeiten, die nicht mit konkreten Verfahren zusammenhängen, verwendet. 
	59. Article invoked: Verstoß gegen Artikel 6 und10 EMRK
	59. Explanation: Durch meine Ausschließung als Strafverteidiger aufgrund von mir außerhalb der Gerichtsverhandlung getätigten Äußerungen, die von mir als Journalist und Schriftsteller nach Recherchen in konkreten Strafverfahren und zur Frage des Strafens als gesellschaftliche Sanktionsform überhaupt im Internet, in Zeitschriften und in Büchern zu lesen sind, hat das Gericht meine Handlungsfreiheit erheblich eingeschränkt. Würden solche Ausschlüsse von Verteidiger*innen aufgrund freier Meinungsäußerung mich häufiger treffen, hätte ich nicht nur dort die Konsequenzen zu tragen, sondern könnte auch meine sonstigen Tätigkeiten als Ausbilder und Referent zu juristischen Fragen nicht mehr in der gleichen Form durchführen.
Da meine Ausschließung als Strafverteidiger ausschließlich mit durch die Meinungsfreiheit gedeckten, gegen kein Gesetz verstoßenden Äußerungen von mir in der Öffentlichkeit begründet wurde, stellt dieses einen Verstoß gegen den Artikel 10 der EMRK dar. Dieser garantiert im Absatz 1: "Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung." Ausnahmen sind nach Absatz 2 nur auf Grundlage eines Gesetzes möglich: "Die Ausübung dieser Freiheiten ist mit Pflichten und Verantwortung verbunden; sie kann daher Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind ..." Eine gesetzliche Grundlage, als Folge freier Meinungsäußerung, die zudem vor allem im Rahmen meiner journalistischen Tätigkeit stattfand, die Betätigung als Strafverteidiger zu verweigern, existiert nicht. Daher ist der Verstoß gegen den Artikel 10 der EMRK offensichtlich.

Die besondere Bedeutung der Grundrechtsverletzung ergibt sich auch aus der Tatsache, das alle in dem Verfahren tätigen Verteidiger*innen mit einem Antrag und der gleichen Begründung ausgeschlossen wurden und diese Praxis bereits auch von anderen Gerichten angewendet wurde. Es besteht folglich die Gefahr, dass hier das Recht auf freie Wahl des_der Verteidiger*in unterhöhlt wird mit Rückgriff auf eine Begründung, die der Meinungsfreiheit zuwiderläuft.

In diesem Sinne ist auch Art. 6 EMRK doppelt berührt. Zum einen, weil die freie Wahl eines Verteidigers nur dann gegeben ist, wenn eine Person auch gewählt werden kann bzw. zumindest nicht willkürlich davon ausgeschlossen werden kann. Zum anderen, weil auch ich dann, wenn eine Ausschließung dieser Art möglich bleiben würde, in vielen Gerichtsverfahren nicht mehr die Verteidiger*innen zur Seite hätte, die ich mir wünsche und die zum konkreten Tatbestand bestens geschult wären.

Das Bundesverfassungsgericht hat meine Beschwerde nicht angenommen und damit auch nicht geprüft, ob nicht bereits Verstöße gegen Grundrechte der Bundesrepublik Deutschland vorliegen.
	60. Article invoked: 
	60. Explanation: 
	61. Complaint: Verstoß gegen Artikel 6 und 10 EMRK
	61. Information about remedies used and the date of the final decision: Ich habe alle mir in Deutschland möglichen Rechtsmittel eingelegt.

Gegen den Beschluss des Landgerichts, meine Genehmigung als Strafverteidiger nachträglich zurückzunehmen, habe ich Beschwerde eingelegt. Der Beschwerde wurde nicht abgeholfen. Das Landgericht hat auch festgestellt, dass keine weitere Instanz zuständig wäre, also mir ein Beschwerderecht nicht zustand, weil die Ausschließung durch die Beschwerdeinstanz selbst erst erfolgte (siehe Anlage 7). Die Beschwerde wurde folglich auch dem, nächsthöheren Gericht, dem Oberlandesgericht, nicht vorgelegt. Sodann habe ich Verfassungsklage eingereicht (zusammen mit den weiteren zwei ausgeschlossenen Verteidiger*innen und den drei damit nicht mehr von den in den Fall eingearbeiteten Personen verteidigten Angeklagten). 
Parallel wurde zusätzlich eine Gehörsrüge eingereicht.

Die Gehörsrüge wurde zurückgewiesen (Anlage 7). Die Verfassungsbeschwerde wurde nicht zur Entscheidung angenommen (Anlage 8). 

Die Entscheidung des Verfassungsgerichts datiert vom 27.11.2017 (Anlage 8). Die Halbjahresfrist ist damit gewahrt.
	63. If you answered Yes above, please state which appeal or remedy you have not used and explain why not.: 
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